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ANFRAGEBEANTWORTUNG 

betreffend die schriftliche Anfrage der Abg. 

Gudenus und Kollegen vom 15. Juli 1992, 

Zl. 3418/J-NR/1992 "Mißstände im Bereich 

der Schülerbusse" 

Ihre Fragen darf ich wie fOlgt beantworten: 

Zu den Fragen 1 und 2: 

33f,{ lAB 

1992 -09'" 14 
zu 3 CfHlJ 

"Warum wurde bei der letzten Novellierung des KFG, wo ur­
sprünglich die Einführung einer Regelung, daß Kinder bezüglich 
des Platzbedarfs in Bussen mit Erwachsenen gleich behandelt 
werden sOllten diskutiert wurde, letzI ich nur die unbefriedi­
gende, derzeitige Regelung getroffen? 

Sind Sie bereit, anläßlich der nächsten KFG-Novelle das Prin­
zip ein Platz für eine Person, egal welchen Alters, im Inter­
esse der Sicherheit gesetzlich zu verankern, wenn nein, warum 
nicht?1I 

Die mit der 13. KFG-Novelle geschaffene Regelung "(Zählweise 

3:2 für Kinder zwischen 6 und 14 Jahren in Omnibussen) stellt 

eine Kompromißlösung dar. 

Bei Besprechungen anläßlich der 13. KFG-Novelle wurden auch 

andere Lösungsvorschläge sowohl bei den laufenden Parteienge­

sprächen zu dieser Novelle als auch im Verkehrsausschuß dis­

kutiert. Dabei wurde schließlich Einigung bei der Variante 3:2 

erzielt, die, wie im Bereich des Verkehrsausschusses festge­

halten ist, einen auch ökonomisch vertretbaren Kompromiß dar­

stellt. 

Die geforderte Änderung dieser Bestimmungen würde eine wesent­

liche Erhöhung des Personal- und Betriebsaufwandes bei den 

Bundesbusdiensten hervorrufen. 
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Dies deshalb, weil die Beförderung von Kindern zwischen sechs 

und 14 Jahren im Rahmen der Schülerfreifahrt die überwiegende 

Verkehrsaufgabe darstellt und daher die Bundesbusdienste im 

Hinblick auf § 8 KflG 1952 dann eine entsprechend höhere An­

zahl von Linienomnibussen bereitzustellen hätten, welche al­

lerdings zufolge des unterschiedlichen Unterrichtsendes in den 

einzelnen Schulen nur in der Frühverkehrsspitze und während 

des Schuljahres ausgelastet wären und eines zusätzlichen Len­

kerpersonals bedürften. 

Zu Frage 3: 
"Sind Sie bereit, dafür zu sorgen, daß die Bundesbusbetreiber 
nicht durch Einrichtung von Linienbetrieben parallel zu den 
bestehenden Schülerbuslinien, die nach dem Gelegenheitsver­
kehrsgesetz organisiert sind, das bewährte SChülerbussystem 
durchlöchern'?" 

Von einem "Schulbus-System" kann nur im Zusammenhang mit der 

öffentlich-rechtlichen Schülerbeförderung im Rahmen des 

Linienverkehrs gesprochen werden, weil eine Beförderung im 

Bereich des Gelegenheitsverkehrs unt~r Bedachtnahme auf 

§ 30 f (3) 1it.a Familienlastenausgleichsgesetz 1967 nur dann 

zulässig ist, wenn für die Schülerbeförderung kein geeignetes 

öffentliches Verkehrsmittel zur Verfügung steht. 

Damit fällt von Gesetzes wegen dem Kraftfahrlinienverkehr das 

Primat bei der Schülerbeförderung zu. 

Die Bundesbusdienste sind demnach - wie jeder private Kraft­

fahrlinienunternehmer - unter Bedachtnahme auf das ent­

sprechende Verkehrsbedürfnis sowie eine zweckmäßige und wirt­

schaftliche Befriedigung desselben bemüht, ihr Verkehrs­

substrat analog den Bestimmungen des § 4 (1) Z.5 lit.b und c 

Kf1G 1952 zu wahren. 

Dabei wird von den Bundesbusdiensten auf bestehende Schüler­

gelegenheitsverkehre seitens privater Busbetreiber weitestge­

hend Rücksicht genommen. 
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Der Kostenermittlung bzw. Kalkulation für den Betrieb von 

Kraftfahrlinien wird unter Bedachtnahme auf eine unternehmens­

bezogene Kostenrechnung grundsätzlich die aliquoten Personal­

und Sachkosten - bezogen auf Einsatzstunden (Lenker, Bus) so­

wie Betriebsleistung (Nutzkilometer) - zugrundegelegt. 

Zu den Fragen 6, 7 und 8: 
"Welche genauen Kosten ergeben sich aufgrund dieser Ermittlun­
gen durchschnittlich im Stadt- welche im überlandverkehr und 
in welchen Bereichen liegen die größten Abweichungen von die­
sen Mittelwerten? 

Wie verhalten sich diese Werte zu den Verhältnissen bei priva­
ten Busbetrieben? 

Welchen Anteil am Buslinienbetrieb einerseits und am Schüler­
busbetrieb andererseits haben Private, welchen die Post, wel­
chen die Bahn und wie verhält sich der Anteil der staatlichen 
Mittel, die diese Betriebe für diese Dienste jeweils erhalten 
unter Einbeziehung der indirekten Finanzierungswege wie etwa 
der Ouersubventionierung bei der Post, zueinander?" 

Eine genaue Aussage über Durchschnittskosten einzelner Ver­
kehrsarten kann nicht getroffen werden, da die Kostenstruktu­

ren generell einer laufenden Änderung unterliegen und 

leistungsbezogen sind; korrespondierende Werte privater Busbe­

triebe sind meinem Ressort nicht bekannt. 

Zu Abweichungen kommt es im Bereiche von Regional- und Stadt­

buslinien nur dann, wenn die für ein bestimmtes Verkehrsange­

bot ermittelten Gesamtkosten auf die Leistungseinheit "Kilome­

ter" umgelegt werden. Hiebei sind erfahrungsgemäß unterschied­

liche Ergebnisse möglich. 

Diese Werte sind insbesondere von der örtlichkeit, vom Fahr­

plan (Verhältnis zwischen Fahr- und Stehzeiten), von der 

Linienstruktur (lange oder kurze Linien) und von der durch­

schnittlichen Reisegeschwindigkeit abhängig. 

1m inländischen Liniendienst der Bundesbusdienste wurden im 

Jahr 1991 bei einer Betriebsleistung von rd. 124 Mio Kilometer 

rd. 200 Mio Fahrgäste befördert. 
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Ein Ausschluß der Bundesbusdienste von dem im zitierten Gesetz 

verankerten Vorrecht der Kraftfahrlinienunternehmen bei der 

Schülerbeförderung würde eine Benachteiligung der staatlichen 

B~sdienste gegenüber den privaten Kraftfahrlinienunternehmen 

bedeuten. 

Zu Frage 4: 
"Wie beurteilen Sie unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaft­
lichkeit die Tatsache, daß in zahlreichen Relationen, die bis­
her von privaten Bus- und Taxiunternehmen nach dem Gelegen­
heitsverkehrsgesetz mit Kleinbussen versorgt wurden, nunmehr 
nahezu leere Busse normaler Größ~ der Bundesbusse verkehren?" 

Bei der übernahme örtlicher Schülerbeförderungsleistungen kann 

grundsätzlich mit vorhandenen Ressourcen das Auslangen gefun­

den werden. Für derartige Beförderungsleistungen waren daher 

keine zusätzlichen Fahrzeuge erforderlich, sondern es konnten 
die im Kraftfahrlinienverkehr bereits eingesetzten Busse bes­
ser ausgelastet werden. 

Bei der Schülerrückbeförderung sind Busse wegen des gestaffel­

ten Unterrichtsschlusses schwächer frequentiert, weil von den 

Bundesbusdiensten zur Vermeidung von unzumutbaren Wartezeiten 

mehrere Rückfahrmöglichkeiten vorgesehen sind und die Schüler 

sich daher auf mehrere Kursfahrten aufteilen. 

Ein wechselweiser Einsatz Großraumbus/Kleinbus (zu verkehrs­
schwachen Zeiten) wird wegen der hiermit verbundenen höheren 

Kostenbelastung des größeren Fuhrparks von den Bundesbus­

betrieben als unwirtschaftlich angesehen. 

Zu Frage 5: 
"Wie ermitteln die Bundesbusbetreiber Bahn bzw. Post die Ko­
sten für den Betrieb von Buslinien, konkret: in welcher Form 
gehen die einzelnen Faktoren wie Kilometerleistung, Betriebs­
stunden, etc. in die einschlägigen Kalkulationen ein?" 
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Im Schülergelegenheitsverkehr betrug die Betriebsleistung rd. 

0,9 Mio Kilometer. 

Die Ausgaben, die nicht durch Einnahmen abgedeckt werden, 

scheinen bei den Bund~sbusdiensten im Betriebsabgang auf. 

Wien, am 41. September 1992 

D Bundesminister 
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